
Seite | 1  
 

 

  

 

 Schweiz plant neue Regeln für nachhal-
tige Unternehmensführung 

 
 

LIEB.Rechtsanwälte, Erlangen/Nürnberg 



Seite | 2  
 

Schweiz plant neue Regeln für nachhaltige Unternehmensführung 
 
Das geplante NUFG erweitert Sorgfalts- und Berichtspflichten zum Schutz von Men-
schenrechten und Umwelt. Was Unternehmen jetzt wissen sollten. 
 
Kurz gesagt: Der Vorentwurf des Bundesgesetzes über die nachhaltige Unternehmens-
führung (NUFG) orientiert sich eng an den europäischen Vorgaben. Er soll große 
Schweizer und bestimmte ausländische Unternehmen zu menschenrechtlicher und 
umweltbezogener Sorgfalt sowie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichten. 
Vorgesehen sind außerdem eine neue Aufsichtsbehörde, Sanktionen und eine beson-
dere zivilrechtliche Haftung. 
 
Vom politischen Kompromiss zum NUFG 
 
Die Diskussion um verbindliche Konzernverantwortung beschäftigt die Schweiz seit 
Jahren. Die erste Konzernverantwortungsinitiative scheiterte 2020 trotz einer knappen 
Mehrheit der Bevölkerung am erforderlichen Ständemehr. Daraufhin trat zum 1. Januar 
2022 ein indirekter Gegenvorschlag in Kraft. Dieser führte insbesondere Pflichten zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung sowie Sorgfalts- und Berichtspflichten für Konfliktmi-
neralien und Kinderarbeit ein. 
 
Im Mai 2025 wurde eine zweite Volksinitiative eingereicht. Sie verlangt weitergehende 
Regeln zur Achtung von Menschenrechten und Umwelt, zur Klimaverantwortung, zur 
Konzernhaftung und zur staatlichen Aufsicht. Der Schweizer Bundesrat empfiehlt die 
Initiative zur Ablehnung, stellte ihr jedoch einen indirekten Gegenvorschlag gegen-
über. Am 2. April 2026 eröffnete er die Vernehmlassung zum NUFG-Vorentwurf. Das 
Verfahren endete am 9. Juli 2026; der Ergebnisbericht steht noch aus. 
 
Welche Unternehmen erfasst werden sollen 
 
Das NUFG verwendet einen weiten Unternehmensbegriff. Erfasst werden können na-
türliche und juristische Personen sowie Personengesellschaften mit Sitz, Wohnsitz, 
Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung in der Schweiz, sofern sie einer selbständi-
gen, auf dauernden Erwerb gerichteten wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. Auch 
gewerblich tätige Vereine oder Stiftungen können grundsätzlich darunterfallen. 
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Ob die einzelnen Pflichten greifen, hängt von unterschiedlichen Schwellenwerten ab: 
 

• Sorgfaltspflichten zu Menschenrechten und Umwelt: grundsätzlich mehr als 
5.000 Vollzeitäquivalente im Jahresdurchschnitt und mindestens 1,5 Mrd. CHF 
weltweiter Umsatz. Alternativ gelten besondere Schwellen für bestimmte Lizenz- 
und Franchisemodelle. 

• Nachhaltigkeitsberichterstattung: mehr als 1.000 Vollzeitäquivalente im Jahres-
durchschnitt und mehr als 450 Mio. CHF weltweiter Umsatz, sofern keine Befrei-
ung eingreift. 

• Konfliktmineralien und Kinderarbeit: Hier bleiben die bereits bekannten, sektor-
spezifischen Anknüpfungspunkte bestehen. 

• Ausländische Unternehmen: Auch Unternehmen ohne Sitz in der Schwei können 
bei entsprechendem Umsatz auf dem Schweizer Markt und weiteren Voraus-
setzungen erfasst werden. 

 
Umfassende Sorgfaltspflichten entlang der Aktivitätskette 
 
Unternehmen im Anwendungsbereich sollen risikobasiert prüfen, ob die eigene Ge-
schäftstätigkeit, die Tätigkeit kontrollierter Unternehmen oder die Tätigkeit von Ge-
schäftspartnern in der Aktivitätskette tatsächliche oder potenzielle negative Auswir-
kungen auf international anerkannte Menschenrechte oder Umweltstandards hat. 
 
Der Vorentwurf verlangt dafür insbesondere: 
 

• die Verankerung einer Sorgfaltsstrategie in Unternehmenspolitik und Risikoma-
nagement, 

• die Ermittlung, Bewertung und Priorisierung negativer Auswirkungen, 
• Präventions- und Korrekturmaßnahmen sowie gegebenenfalls Abhilfe, 
• die Einbeziehung betroffener Stakeholder, 
• ein Meldesystem und Beschwerdeverfahren, 
• angemessene Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen in der Aktivitäts-

kette sowie 
• die laufende Überwachung der Wirksamkeit der Maßnahmen. 

 
Inhaltlich lehnt sich dieser Katalog stark an die europäische Lieferkettenrichtlinie (Cor-
porate Sustainability Due Diligence Directive – CSDDD) an. Einzelheiten soll der Bun-
desrat später durch Verordnung konkretisieren. 
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Nachhaltigkeitsbericht nach doppelter Wesentlichkeit 
 
Berichtspflichtige Unternehmen sollen jährlich einen Nachhaltigkeitsbericht erstellen. 
Maßgeblich ist das Prinzip der doppelten Wesentlichkeit: Einerseits geht es um die Aus-
wirkungen der Unternehmenstätigkeit auf Nachhaltigkeitsaspekte. Andererseits sind 
die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftser-
gebnis und Lage des Unternehmens darzustellen. 
 
Der Bericht soll Umweltfaktoren, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, Menschenrechte 
sowie Governance-Themen einschließlich der Korruptionsbekämpfung abdecken. 
Vorgesehen sind unter anderem Angaben zu Geschäftsmodell und Strategie, Nach-
haltigkeitszielen, Leitungsorganen, Unternehmenspolitik, Sorgfaltsprüfung, wesentli-
chen Auswirkungen und Risiken, Präventions- und Abhilfemaßnahmen sowie Kenn- 
und Messgrößen. 
 
Haftung, Aufsicht und Sanktionen 
 
Der Vorentwurf enthält eine besondere zivilrechtliche Verschuldenshaftung. Danach 
sollen verpflichtete Unternehmen auch für im Ausland verursachte Schäden haften 
können, wenn sie ihre menschenrechtlichen oder umweltbezogenen Sorgfaltspflich-
ten vorsätzlich oder fahrlässig verletzen. Erforderlich bleiben Schaden, Pflichtverlet-
zung, Kausalität und Verschulden. Die klagende Partei trägt grundsätzlich die Beweis-
last. Als weniger weitgehende Variante stellt der Bundesrat zur Diskussion, die Sonder-
regelung für im Ausland verursachte Schäden entfallen zu lassen. 
 
Zur Durchsetzung soll eine Eidgenössische Revisions- und Nachhaltigkeitsaufsichtsbe-
hörde geschaffen werden. Bei Verstößen sieht der Entwurf finanzielle Sanktionen von 
bis zu 3 % des weltweiten Umsatzerlöses des vergangenen Geschäftsjahres vor. 
 
Was Unternehmen jetzt tun sollten 
 
Auch wenn das Gesetzgebungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist, sollten Unter-
nehmen frühzeitig prüfen, ob sie voraussichtlich in den persönlichen und sachlichen 
Anwendungsbereich fallen. Besonders wichtig sind folgende Schritte: 
 

• Betroffenheitsanalyse: Schwellenwerte, Konzernstruktur, Schweizer Marktumsatz 
und mögliche Befreiungen prüfen. 

• Gap-Analyse: Bestehende Compliance-, Risiko- und Nachhaltigkeitsprozesse 
mit dem vorgesehenen Pflichtenkatalog abgleichen. 

• Aktivitätskette erfassen: Kontrollierte Unternehmen und relevante Geschäfts-
partner strukturiert abbilden. 
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• Beschwerde- und Meldesysteme prüfen: Zugänglichkeit, Zuständigkeiten und 
Bearbeitungsprozesse dokumentieren. 

• Berichtsdaten vorbereiten: Verantwortlichkeiten, Datenquellen und interne 
Kontrollen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festlegen. 

• Entwicklung beobachten: Ergebnis der Vernehmlassung, parlamentarische Be-
ratung und spätere Verordnungen verfolgen. 

 
Ausblick 
 
Mit dem NUFG würde die Schweiz ihre bislang sektorspezifischen Vorgaben deutlich 
erweitern und stärker an die europäische Regulierung anknüpfen. Der weitere Inhalt 
kann sich im Gesetzgebungsverfahren noch ändern. Nach dem Vorentwurf ist eine 
Übergangsfrist von zwei Jahren ab Inkrafttreten vorgesehen. Unternehmen mit mögli-
cher Betroffenheit sollten die verbleibende Zeit nutzen, um Strukturen und Datenhaus-
halt belastbar aufzustellen.  
 
Sprechen Sie uns an. Wir unterstützen Sie gerne. 
 
 
 
Florian Drebinger 
Rechtsanwalt 
Betriebswirt (WFA) 


